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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung beamtenrechtlicher und besoldungs- 
rechtlicher Vorschriften 
(Antrag der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Durch das Sechste Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher 
und besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 31. März 1969 
wurde die Teilzeitbeschäftigung und langfristige Beurlaubung 
von Beamtinnen und Richterinnen bundesgesetzlich geregelt. 
Die Länder sind aufgrund dieser rahmenrechtlichen Bindung 
verpflichtet, sich bei der Regelung der Teilzeitbeschäftigung 
und langfristigen Beurlaubung an die dort festgelegten Grund- 
sätze zu halten. Bereits vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes 
hatten die Länder Baden-Württemberg und Niedersachsen 
landesrechtliche Regelungen über die Teilzeitbeschäftigung von 
Beamtinnen und Richterinnen getroffen, die einen weiteren 
Personenkreis erfassen. Die Beamtinnen und Richterinnen, die 
nach diesen landesrechtlichen Bestimmungen in die Teilzeit- 
beschäftigung übergeleitet wurden und sich in ihrer gesamten 
Lebenshaltung darauf eingestellt haben, müßten nunmehr zum 
Teil aufgrund der engeren rahmengesetzlichen Regelung ihre 
Teilzeitbeschäftigung beenden. Dies würde eine unzumutbare 
Härte bedeuten. 

B. Lösung 

Durch die vorgeschlagene Übergangsregelung soll sichergestellt 
werden, daß der in Frage kommende Personenkreis nach den 
bisherigen landesrechtlichen Bestimmungen behandelt wird. 
Neue Teilzeitbeschäftigungen oder langfristige Beurlaubungen 
von Beamtinnen und Richterinnen in den Ländern sollen jedoch 
nach den Grundsätzen der Rahmengesetzgebung des Bundes 
behandelt werden. 

C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung beamtenrechtlicher und besoldungsrechtlicher 

Vorschriften 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1753), zuletzt geändert durch das 
Eingliederungsgesetz für Soldaten auf Zeit vom 
25. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1347), wird 
wie folgt geändert und ergänzt; 

Dem § 48 a wird folgender Absatz 3 angefügt; 

„(3) Für Beamtinnen, die bis zum Inkrafttreten 
der dem Absatz 1 Nr. 1 und Absatz 2 entsprechenden 
landesrechtlichen Vorschriften in eine Teilzeitbe- 
schäftigung eingetreten sind, bleibt das bisherige 
Landesrecht maßgebend." 

Artikel 2 

Das Deutsche Richtergesetz vom 8. September 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1665), zuletzt geändert 


durch das Erste Gesetz zur Reform des Strafrechts 
vom 25. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 645), wird 
wie folgt geändert und ergänzt: 

Dem § 76 a wird folgender Absatz 2 angefügt; 

„(2) Für Richterinnen, die bis zum Inkrafttreten 
der dem Absatz 1 entsprechenden landesrechtlichen 
Vorschriften in eine Teilzeitbeschäftigung eingetre- 
ten sind, bleibt das bisherige Landesrecht maßge- 
bend." 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 20. März 1970 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Durch das Sechste Gesetz zur Änderung beamten- 
rechtlicher und besoldungsrechtlicher Vorschriften 
vom 31. März 1969 (BGBl. I S. 257) wurde die Teil- 
zeitbeschäftigung und langfristige Beurlaubung von 
Beamtinnen und Richterinnen bundesgesetzlich ge- 
regelt. 

Bevor die rahmenrechtlichen Bestimmungen dieses 
Gesetzes in Kraft traten, bestanden bereits in den 
Ländern Baden-Württemberg und Niedersachsen 
landesrechtliche Regelungen über die Teilzeitbe- 
schäftigung von Beamtinnen und Richterinnen, die 
einen weiteren Personenkreis erfassen. In Baden- 
Württemberg ist die Voraussetzung für eine Teil- 
zeitbeschäftigung auch bei jeder verheirateten Be- 
amtin, sowie bei Beamtinnen gegeben, die zwar 
nicht eigene Kinder, aber andere betreuungsbedürf- 
tige Menschen versorgen, gleichgültig, ob es aus 
rechtlicher oder lediglich sittlicher Verpflichtung ge- 
schieht. Die Teilzeitbeschäftigung kann nach baden- 
württembergischen Recht insgesamt 15 Jahre dauern 
(§§ 213 bis 217 des Landesbeamtengesetzes vom 
1. August 1962, Neufassung vom 9. Juli 1968 GesBl. 
S. 259). In Niedersachsen besteht die Möglichkeit 
einer Teilzeitbeschäftigung für eine Beamtin, „die 
als Frau und Mutter durch die Sorge für ihre Fa- 


milie besonders belastet ist". Auch hier ist also der 
der Kreis der in Betracht kommenden Beamtinnen 
offenbar weiter gezogen als in der Bundesregelung 
(§ 80 Abs. 2 des Niedersächsischen Beamtengesetzes 
vom 14. Juli 1960, Neufassung vom 1. April 1963, 
GVBL 1963 S. 95 ff.). 

§ 48 a des Beamtenrechtsrahmengesetzes verpflichtet 
die Länder, sich bei der Regelung der Teilzeit- 
beschäftigung und langfristigen Beurlaubung von 
Beamtinnen an die dort festgelegten Grundsätze zu 
halten. Das führt dazu, daß die entsprechenden Vor- 
schriften der Länder, soweit sie mit dem Rahmen- 
recht des Bundes nicht übereinstimmen, diesem an- 
gepaßt werden müssen (vgl. hierzu die Ausführun- 
gen des Parlamentarischen Staatssekretärs beim 
Bundesminister des Innern in der Fragestunde am 
20. Februar 1970. Die Beamtinnen und Richterinnen, 
die nach diesen landesrechtlichen Regelungen in die 
Teilzeitbeschäftigung übergeleitet wurden, haben 
sich in ihrer gesamten Lebenshaltung darauf ein- 
gestellt. Eine nunmehr auf Grund der Rahmen- 
gesetzgebung des Bundes notwendige Beendigung 
dieser Teilzeitbeschäftigungen würde für die betrof- 
fenen Beamtinnen und Richterinnen eine unzumut- 
bare Härte bedeuten. 
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